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Lebensmittel immer knapper
B Die von der Zonenregierung bei Ver­
öffentlichung des Volkswirtschaftsplanes 
1962 angekündigte Verlangsamung des 
Produktionszuwachses bei Lebensmittel 
und Konsumgütern macht sich schon 
jetzt deutlich bemerkbar. Die Verknap­
pung von Lebensmitteln wird von Woche 
zu Woche spürbarer. Neben dem Mangel 
an Kartoffeln wird das Fleischangebot 
zusehends kleiner. Eineine Kreise muß­
ten die an sich schon gering bemessenen 
Butterrationen weiter senken. Angeblich, 
weil es örtliche Rückstände in der Milch­
ablieferung gibt. Zwei Beispiele aus SBZ 
zeigen, wie schlecht es dort um die 
Lebensmittelversorgung bestellt ist.

Im Kreis Bitterfeld, einem der wich­
tigsten Kreise des industriellen 
Sachsen-Anhalt, wurde in den HO- 
und Konsumgaststätten im I. Quartal 
1962 nur etwa die Hälfte des Umsatz­
solls des letzten Vierteljahres 1961 
eingeplant, weil bereits zu Beginn des 

fr Jahres für die zuständigen Stellen 
p klar war, daß sich der Lebensmittel­

mangel auswirken muß.
Im Kreis Zittau (Bezirk Dresden) 

dürfen die Fleischer nur noch einmal 
in der Woche, nämlich am Wochen­
ende, Fleisch an die Bevölkerung ver­
kaufen, wobei nur ein Teil der Kun­
den auch wirklich Fleisch erhält. Milch 
darf im Kreis Zittau nur noch an 
Kleinstkinder verkauft werden.

Weder SED noch irgendwelche Regie­
rungsstellen sind gewillt, der Bevölke­
rung gegenüber den zunehmenden Man­

gel an Lebensmittel einzugestehen. So 
sind die allmonatlich von der „Staat­
lichen Zentralverwaltung für Statistik" 
herausgegebenen Angaben in keiner 
Tageszeitung zu finden. In der Annahme, 
daß die Bevölkerung keinen Zugang zu 
der Monatszeitschrift „Statistische Praxis" 
hat, wird für Fachleute diese Veröffent­
lichung erlaubt. Aber gerade sie zeigt, 
wie sich die Situation von Monat zu 
Monat verschlechtert.

Ende April wurde von der Zentralver­
waltung bekanntgegeben, daß die 
industrielle Produktion an Lebens- und
Genußmitteln im Februar einen neuen 
Tiefpunkt ereicht hat. Im Vergleich zum 
Februar 1961 lag die industrielle Produk­
tion von Lebensmitteln im Februar 1962 
um 39,4 Mill. DM niedriger. Hier ein
Auszug aus der Statistik:

November 1961
Dezember 1961

Januar 1962
Februar 1962

1 074,9 Mill. DM
902,2 Mill. DM
813,6 Mill. DM
738,4 Mill. DM

Die Februar-Produktion lag sogar be­
trächtlich unter dem Monatsdurchschnitt 
von 1960, der immerhin 845,5 Mill. DM 
betrug. Im Jahre 1961 war er auf 877,6 
Mill. DM angestiegen.

Eine Besserung der Lage ist nicht zu 
erwarten, da ein Blick auf die Viehbe­
stände in der Sowjetzone zeigt, daß vor­
läufig jede Voraussetzung dazu fehlt. 
Die Rindviehbestände zum Beispiel sind 
vom Oktober 1961 mit 4 561 000 Stück auf 
4 516 500 Stück am 1. Januar gesunken.
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Alle müssen haften
Das Kreisarbeitsgericht Gera kann sich 

die zweifelhafte Ehre zuschreiben, ein 
bezeichnendes Urteil gefällt zu haben. 
Die Planerfüllung ist geltendes „Recht", 
wonach Menschen verurteilt werden, 
ohne daß nach subjektiver Schuld oder 
subjektiven Verschulden des Arbeitneh­
mers gefragt wird.

In einer kleineren Geraer Konsum­
verkaufsstelle waren nur 3 Verkäufe­
rinnen beschäftigt, von denen eine als 
Verkaufsstellenleiterin fungierte. Alle 
Verkäuferinnen waren gezwungen wor­
den, sich zu einer Brigade zusammenzu­
schließen und um den Titel „Brigade der 
sozialistischen Arbeit“ zu „kämpfen". 
Das Ergebnis war, daß innerhalb eines 
halben Jahres bei Prüfungen ein Inven­
turfehlbetrag von 1 090,— DM festge­
stellt wurde.

Bei der Verhandlung vor Gericht 
wurde festgestellt: Die Verkaufsstellen­
leiterin war ohne jegliche Unterweisung 
zu ihrer Tätigkeit befohlen worden. Von 
seifen der Konsumverteilungsstelle sind 
ständig Waren geliefert worden, ohne 
daß dafür genügend Platz im Warenlager 
oder in der Verkaufsstelle vorhanden 
war. Entsprechend mußten Waren auf 
dem Fußboden — damit aber jedermann 

zugängig — gelagert werden. Anstelle 
von Kassetten wurden zur Geldaufbewah­
rung Zigarrenkisten bereitgestellt.

Der Staatsanwalt jedoch forderte ohne 
Berücksichtigung der näheren Umstände 
eine Bestrafung der Verkäuferinnen. Das 
Arbeitsgericht stellte dann auch wei­
sungsgemäß fest:

„Die Bildung von sozialistischen Bri­
gaden innerhalb des Handels ist ein ent­
scheidender Faktor bei der Umgestaltung 
der Handelstätigkeit auf neue Art."

Die weitere Schlußfolgerung war, daß 
Verkäuferinnen in einer Brigade nicht 
nur für den Verkauf verantwortlich 
seien, sondern auch „für den Schutz des 
anvertrauten Volkseigentums" aufzu­
kommen hätten. Deshalb müßten sich alle 
Verkäuferinnen den entstandenen Scha­
den teilen, ohne daß ihnen im einzelnen 
ein Verschulden oder eine Fahrlässigkeit 
nachgewiesen zu werden brauche. Die 
zudiktierte Schuld betrug genau die 
Höhe eines Monatsgehaltes.

Der Konsum, der eigentlich für die aüf- 
gedeckten Mißstände verantwortlich 
wäre, erhielt durch die Beschäftigten 
seine Schlamperei bezahlt, damit der Plan 
stimmt!

Soldaten wollen nicht aufs Land
Berlin: Größere Kontingente von Frei­

willigen der „Volksarmee" die nach Ein­
führung der Wehrpficht und mehrjähri­
ger Überschreitung ihrer Dienstzeit end­
lich zur Entlassung kommen, weigern sich 
beharrlich, in Kolchosen einzutreten, 
selbst wenn die Freiwilligen seinerzeit 
vom Lande stammten. Um diesen Um­
weg zur Landflucht über die Armee zu 
stoppen, soll nach einer Anweisung des 
Zentralkomitees die Truppe jetzt dafür 

sorgen, daß ein hoher Prozentsatz der 
Ausscheidenden sich noch vor der Ent­
lassung verpflichtet, in Kolchosen einzu­
treten. Die Bewilligung der Entlassung 
soll davon abhängig gemacht werden, 
daß sich der zur Entlassung anstehende 
Soldat entsprechend verpflichtet. Die 
Kaderoffiziere, die für die Entlassungen 
zuständig sind, erhielten entsprechende 
Weisungen.
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Sterbende LDPD
Berlin: Der Vorstand der sogenannten 

Liberaldemokratischen Partei Deutsch­
lands (LDPD) der Zone verfolgt mit ge­
mischten Gefühlen das Ahwandern zahl­
reicher Funktionäre von Kreis- und Be­
zirksebene, die in letzter Zeit offiziell 
zur SED übergetreten sind. Die Über­
tritte sind unmittelbare Folge des 
Zwangsstudiums in Marxismus-Leninis­
mus, das auf Betreiben der SED für diese 

Funktionäre durchgeführt wird. Dieser 
Prozeß, der nicht von ungefähr kommt, 
illustriert die These der SED vom „all­
mählichen Absterben der bürgerlichen 
Blockparteien in der DDR", allerdings 
weniger im Sinne der Überzeugung als 
im Sinne besserer Karrieremöglichkeiten. 
SED-Funktionäre verdienen nämlich bis 
zum Dreifachen der „bürgerlichen" Poli­
tiker.

* 199000 Kühlschränke
Berlin: Wie aus einer Unterlage der 

Planbehörden ersichtlich ist, sollen im 
Jahre 1962 insgesamt 199 000 Kühl­
schränke für den Binnenbedarf der Zone 
zum Verkauf gelangen, wovon ein er­

heblicher Prozentsatz an Betriebe, Ver­
sorgungsunternehmen und Organisatio­
nen abgegeben wird. Die Wartezeit für 
Käufer solcher Verbrauchsgüter beträgt 
zur Zeit noch ein bis zwei Jahre.

Heldenklau
Berlin: Im Auftrage der zentralen Plan­

behörden werden die Staatsbetriebe der 
Zone zur Zeit von Kommissionen bereist, 
die sich mit der Aufspürung von Arbeits­
kraftreserven befassen. Nach dem Be­
schluß, der der Bildung dieser Kommis­
sionen zugrunde liegt, halten zahlreiche 
Betriebe aus „Betriebsegoismus" Arbeits­
kräfte fest, die sie zur Zeit nicht beschäf­

tigen, aber zu einem späteren Zeitpunkt 
wieder einmal gebrauchen können. Allein 
im „Industriewerk Ludwigsfelde" wur­
den 159 Arbeiter auf diese Weise auf­
gespürt, die „neuen Beschäftigungen" zu­
geführt wurden. Die Planbehörden hof­
fen, auf diesem Wege einen Großteil 
fehlender Arbeitskräfte für unterbesetzte 
Betriebe gewinnen zu können.

KV- Maschinen
Berlin: Eine erhöhte „Vorladequote" 

für die Betriebsärztekommissionen hat 
die Abteilung Gesundheitswesen im 
Ostberliner Magistrat festgesetzt. Jeder 
zweite Kranke soll künftig überprüft 
werden, ob seine Krankheit auch „echt" 
sei. Die Kommissionen müssen durch 
diese Anweisung pro Stunde 10 bis 12 

Patienten (!) untersuchen, ob sie nicht 
Simulanten seien. Gerade angesichts der 
Ruhrepidemie und ihrer Nachwehen ist 
diese Anweisung von besonderer Härte. 
Freipraktizierende Ärzte dürfen nur noch 
Krankschreibungen für höchstens drei 
Tage ohne Konsultation einer solchen 
Kommission aussprechen.
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Run nach Schönefeld
Berlin: Insgesamt 52 Anträge hätten 

westliche Luftfahrtgesellschaften an die 
Zonenregierung gerichtet, um ihre Linien 
über „DDR"-Flugplätze führen zu kön­
nen, wird aus Ostberlin berichtet. Vor 
allem handele es sich dabei um skandi­
navische »und niederländische Flugunter­
nehmen, die ihrerseits in den Berlinver- 
kehr einsteigen wollen, durch die Mono­
polstellung der großen alliierten Gesell­
schaften im Westberlinverkehr jedoch 
nicht zum Zuge kämen. Die Mehrzahl der 
Anträge, die sich auf den Ostberliner

Flughafen Schönefeld erstrecke, beweise 
dies. An zweiter Stelle hätten Anträge 
auf Benutzung des Leipziger Flughafens 
gelegen. Die Pankower Angaben lassen 
nicht erkennen, ob bei den Anträgen auf 
Einschaltung der Zone ins Luftverkehrs­
netz dieser Linien ausschließlich zeitlich 
eng befristete Genehmigungen ange­
strebt wurden, oder ob es sich auch um 
dauerhafte Einrichtungen handeln soll. 
Jedenfalls wertet Pankow diese Entwick­
lung als einen „Erfolg" und als „Beweis 
der steigenden Bedeutung der DDR".

Nordische
Rostock: Eine Belebung ihrer Tätigkeit 

beschloß die „Deutsch-Nordische Gesell­
schaft" in Rostock, die zur Zeit eine groß 
angelegte Brief- und Delegationskam­
pagne in Dänemark, Schweden und Finn­
land vorbereitet. Die Gesellschaft war 
anläßlich der Rostocker „Ostseewochen" 
gegründet worden, um Zonenpropaganda 
im nordischen Raum zu betreiben. Die 
jetzt anlaufende Aktion hat zum Ziel,

Infiltration
vor allem das Berlinproblem in Panko­
wer Sicht darzustellen und um Verständ­
nis für die kommunistsche Berlinpolitik 
zu werben. Dem Vorstand dieser Gesell­
schaft gehören unter anderem der Greifs­
walder Professor Geerdts und der be­
kannte Skispringer Recknagel an, die 
ihre Namen für zahlreiche kommu­
nistische Propagandaappelle hergeben 
müssen.

Sinkendes Milchaufkommen
Prenzlau: Mit 758 000 kg Milch blieb 

der Kreis Prenzlau im I. Quartal 1962 in 
der Ablieferung hinter den Staatsplänen

zurück. Als Ursache wurden Futterman­
gel, und ein rapider Rückgang der Milch­
kühe zugegeben. 4

Militärbauten um Berlin
Berlin: Im Objekt der kommunistischen 

Volksarmee Hessenwinkel (Ostberliner 
Stadtbezirk Köpenick), das von Panzer­
einheiten belegt ist, wird zur Zeit ein 
neues Schulungsgebäude errichtet. Neben 
theoretischem Militärunterricht sollen 
hier politische Kurse für die Volks- 

armisten durchgeführt werden. Zur 
gleichen Zeit werden im Objekt der 
Grenzpolizei in Rahnsdorf (ebenfalls 
Stadtbezirk Köpenick) nahe der Fürsten- 
walder Allee neue Baracken gebaut, in 
die weitere Verstärkungen verlegt wer­
den sollen.
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Berliner Zahlen Von Arno Scholz

2,7 Millionen Menschen haben in den 
letzten 15 Jahren Ost-Berlin und die 
Sowjetzone verlassen. Das war eine Ab­
stimmung mit den Füßen gegen ein 
System der fortgesetzten Unterdrückung 
und der Unfähigkeit, ihrer Bevölkerung 
einen nur einigermaßen gesicherten 
Lebensstandard zu geben.

Dieser Aderlaß — den die Zone und 
nicht wir hätte verhindern können, wenn 
sie den Menschen etwas mehr Freiheit 
und bessere Lebensbedingungen gege­
ben hätte — war für Ulbricht der Grund, 
die Mauer zu errichten. Heute steht sie 
| einzigartiges „Denkmal" da und gibt 

j^dem die Möglichkeit, Terror und Unter-, 
drückung zu fotografieren.

Der Schock, den die Errichtung der 
Mauer auslöste, ergab im August 1961 
bei der Berliner Sparkasse einen Aus­
zahlungsüberschuß von 16 Millionen DM. 
Dieser fiel aber schon im September 1961 
auf 8 Millionen, im Oktober auf 4 Mil­
lionen. Im Dezember 1961 hatte sich Ber­
lin bereits gefangen und einen Einlagen­
überschuß von 2 Millionen zu verzeich­
nen. Die Gesamteinlagen standen 1961 
bei 984 Millionen gegenüber 925 Mil­
lionen im Jahre 1960. Davon waren 787 
Millionen Spareinlagen, die Ende Januar 
1962 bereits 800 Millionen überschritten.

Die Industrie-Produktion West-Berlin 
hatte in den letzten zehn Jahren ■ eine 
ungewöhnlich hohe Zuwachsrate. Wenn 
man 1936 — 100 setzt, so lag der Pro- 
dukions-Index 1950 bei 32 und 1961 bei 167.

Die Industrie-Umsätze lagen 1950 bei 
1r|,8 Milliarden. In der Zeit von 1950 bis

*0 verfünffachte sich die Industrie­
produktion in Berlin. In der gleichen Zeit 
verdreifachte sie sich in der Bundesre­
publik (1950 = 113 %, 1961 = 301 %).

Die Zahl der Beschäftigten lag 1950 bei 
883 000 und 1961 bei 914 000. Die Zahl 
der Arbeitslosen stand 1950 bei 312 000 
und Ende Februar 1962 bei 16 617.
Zugang überwiegt Abgang

Die Abwanderung betrug im August 
1960 11 542, der Zugang 12 280. Im 
August 1961 war eine Abwanderung von 
16 824 im Gegensatz zu einem Zuzug von 

28 363 zu verzeichnen. Im September 1961 
— also nach Errichtung der Mauer — gab 
es zunächst einen Umbruch. Es verzogen 
13 596 und es kamen nur 8351. Die Zahl 
der Abwanderungen sank im gleichen 
Verhältnis, wie die Spareinlagen wieder 
zunahmen. In der zweiten Februarwoche 
1962 zogen zum Beispiel 1193 Menschen 
nach Berlin und 1103 wanderten ab. Von 
Beginn des Jahres 1962 bis zur zweiten 
Februarwoche waren 8885 Fortzüge und 
7241 Zuzüge zu verzeichnen.

Der Aufbauwille und der Umfang der 
Aufbautätigkeit Berlins läßt sich daran 
ermessen, daß genau 100 Brücken in 
West-Berlin neu errichtet wurden und 
der Senat im Oktober 1961 melden 
konnte, daß die 200 000. Wohnung be­
zogen worden ist. Neben den 200 000 
Wohnungen errichtete Berlin das Hansa- 
viertelj 'eine (Repräsentation moderner 
Baukunst, die Freie Universität, die 
Deutsche Oper, das Schiller-Theater, das 
Telefunken-Hochhaus, baute wieder auf 
das Charlottenburger Schloß, Schloß 
Bellevue, die Gedächtniskirche, war Bau­
herr der Stadtautobahn, der Nordbogen- 
Brücke, neuer U-Bahn-Linien (Tegel- 
Hansaviertel-Steglitz), nahm den Wie­
deraufbau des Reichstagsgebäudes und 
die Wiederherstellung des Tiergartens 
in Angriff.

Die Berliner Wirtschaft muß durch In­
vestitionen auf den modernsten Stand 
gebracht werden. Dazu dienten bisher 
schon Präferenzen auf Einkommen-, 
Lohn- und Körperschaftssteuer in Höhe 
von 20 Prozent und erhöhte Abschreibun­
gen bis zu 75 Prozent des Investitions­
wertes. Diese Erleichterungen gelten für 
Berliner, aber auch für die westdeut­
schen und ausländischen Unternehmen, 
die nach Berlin gehen. Aus Berliner Wirt­
schaftskreisen wird eine Erhöhung der 
Steuerpräferenz auf 30 Prozent und eine 
Erhöhung der Abschreibungen bis zu 100 
Prozent vorgeschlagen. Auch die In­
dustrie- und Handelskammer in Berlin 
unterstützt diese Forderung, um einen 
besonderen Anreiz für westdeutsche und 
ausländische Unternehmen zu bieten, in 
Berlin Filialen zu errichten.
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Geplante Erleichterungen
Beschäftigte aus dem Bundesgebiet, die 

vorübergehend oder ständig nach Berlin 
gehen, erhalten die gleichen Lohnsteuer- 
Präferenzen wie die Berliner. Dazu wer­
den ihnen die Reisekosten zur. Arbeits­
stelle und zum Besuch ihrer Angehöri­
gen ersetzt. Für junge Menschen gibt es 
ein Darlehen bis zu 3000 D-Mark für die 
Familiengründung.

Zur Zeit wird noch geprüft, welcher 
Weg gegangen werden soll, um den in 
Berlin Beschäftigten entweder fünf Sie­
bentel des Arbeitnehmeranteils für die 
Invaliden- und Angestelltenversicherung 
abzunehmen oder ihnen einen ent­
sprechenden Zuschlag steuerfrei auf das 
Brutto-Einkommen zu gewähren, in erster 
Linie deswegen, weil die bisherigen Prä­
ferenzen sich für den sehr großen Teil 
der Arbeitnehmer bis 900,— DM Monats­
verdienst nicht auswirken.

Als Zwischenlösung: Um für die Berli­
ner einen Ausgleich für den Nachteil zu 
schaffen, daß sie erst rund 200 Kilometer 

fahren müssen, um an einen Urlaubsort 
zu kommen, erhält jeder erwachsene 
Berliner einmalig eine Urlaubsvergütung 
von 100,— DM und jedes Kind eine sol­
che von 50,— DM.

Das neue Gesicht Berlins soll durch 
ein umfangreiches Bauprogramm ge­
prägt werden. Große Kulturbauten sind 
entlang der Spree geplant, mit dem 
Charlottenburger Schloß als neuem Mit­
telpunkt für die Museen. Im Tiergarten 
wird der Bau der Philharmonie beendet 
und daneben eine Zentralbibliothek er­
richtet, sowie eine neue „Galerie des 
XX. Jahrhunderts". Ferner sollen eine 
Bundessprachenschule und ein Tech­
nisches Zentrum entstehen, in dem 
gesamte technische Literatur unterge­
bracht werden soll. Erweiterungsbauten 
der Freien Universität und der Tech­
nischen Universität sind neben einem 
Ingenieurzentrum vorgesehen. Berlin soll 
ein Kultur- und Forschungszentrum wer­
den, bis es seine eigentliche Aufgabe 
wieder erfüllen kann, Hauptstadt eines 
wiedervereinigten Deutschlands zu sein.

„Die blutenden Grenzen Asiens"
Südostasiatisches Kaleidoskop

Von Erwin Erasmus Koch Am River Kwai, Februar 1962

(Fortsetzung und Schluß)
Dschungelkrieg

Steht Asien vor einem neuen großen 
Krieg? Die Frage bildet eine lastende 
Drohung, eine auf die Dauer abstump­
fende Ungewißheit. Der Dschungelkrieg 
ist jedenfalls längst im Gange, doch nach 
gänzlich anderen Vorstellungen, als sie 
in Europa und überhaupt im Westen 
herrschen. Den Bauern von Laos und 
Kambodscha ist es gleich, unter welchem 
Regime sie ihr Leben fristen, wenn sie 
nur ihre Tage und Jahre wie bisher, 
möglichst im Nichtstun, verbringen kön­
nen. Keinem Thai, keinem Khmer oder 
Annamiten würde es einfallen, auch nur 
eine Hand zu rühren, so lange er noch 
genug zum Leben hat. Nur das Setzen 
der Reissprößlinge zwingt Männer und 
Frauen aus ihrem beharrlichen Dahin­

dämmern, und dann die Ernte oder ein 
Fischzug. Sie werfen die Netze aus, wenn 
der Magen knurrt, aber nicht öfter.

Die kommunistischen Guerillas können 
schwerlich auf Erfolge hinweisen, derart 
etwa, daß sie im Dschungel Dorfsowjets 
einzurichten vermochten. Eine Zumuti^B 
von Arbeit im Kollektiv käme dem En.- 
fall offenbar Wahnsinnigen gleich. In 
Südvietnam versuchte es übrigens der 
Staatsführer Diem mit „Agrovilles", be­
festigten, zwangsweise besiedelten 
Dschungeldörfern. Er fand ebenfalls nur 
Ablehnung. Was Laos angeht, so verpul­
vern die Roten und die Weißen neuer­
dings gern Munition; sie schießen mit 
ihren Granatwerfern planlos irgendwo­
hin. Man bereitet sich eine Art erhei­
terndes Feuerwerk. Gefechte werden in 
Laos nicht erbittert wie von den Viet
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Kong und den Südvietnam-Soldaten ge­
führt. Die Schicksale von Laos und Kam­
bodscha hängen davon ab, wie der Krieg 
in Vietnam .. ausgehen wird. Offenbar 
wird aber aus dem Norden unter dem 
Befehl der Beauftragten Mao Tse-tungs 
eine größere Offensive vorbereitet. Die 
fast zehntausend nach Laos eingesicker­
ten Guerillas sprechen dafür und strafen 
alle angeblichen Fortschritte der letzten 
„Drei-Prinzen-Konferenz" in Genf Lügen.

Kommunismus — Buddhismus
Eine merkwürdige Tatsache fiel mir 

auf. Ein Phänomen? Der Kommunismus 
ist im Südosten Asiens dort am meisten 
^^'breitet, wo der Buddhismus fortlebt, 
Wlntbar zumeist in den Mönchen der 
Sekten des Gelbmützen-Ordens, der 
Gelupga-Priester, das heißt: der Tugend­
haften. Das trifft für Nepal ebenso wie 
für Burma, für Laos und Kambodscha zu 
■— und auch für Südvietnam. Man könnte 
diese Erscheinung so analysieren: Weil 
die Bauern abergläubisch sind, suchen 
sie in den buddhistischen Tempeln Trost 
und Zuflucht. Dort dürfen sie um die Ent­
hüllung ihres Schicksals „knobeln". Der 
Priester schüttelt einen Becher, angefüllt 
mit rund zehn Zentimeter langen, nu­
merierten Stäbchen. Für jede gezogene 
Nummer ist an der Tempelwand von 
einem Abreißblock eine Weissagung ab­
zureißen. Das Ganze kostet natürlich 
einen kleinen Obulus für die Kirche. Die 
Kommunisten bemühen sich (im strate­
gisch geschickten Einfall), da und dort 
einen oberen Priester für sich zu gewin­
nen. Seine Worte haben Geltung; sie 
sind der Befolgung sicher, so die Lo- 
»g: „Alles Land den Pflügern!" Daß 

ließlich die Kommunen das genaue 
Gegenteil der Parole bedeuten, steht auf 
einem anderen Blatt.

„Prosperity" in Thailand
In Thailand macht man mit kommu­

nistischen Agenten kurzen Prozeß. Die 
Partei ist von König und Parlament ver­
boten; ihre Agitatoren werden „liqui­
diert". Der Staat der Thai stellt ein 
Muster von Ordnung in Südostasien 
(gegenwärtig jedenfalls) dar. Die Anleh­

nung an die USA brachte die schon be­
richtete „Prosperity". Man muß den 
Straßen- und Wegebau als vorzüglich 
bezeichnen. Mit bundesdeutscher Ent­
wicklungshilfe soll ein Eisen-Aufberei­
tungswerk entstehen. Bonn betreibt auch 
die Entsendung von handwerklichen 
Lehrmeistern und die Einrichtung von 
Musterwerkstätten. Den Rahm der Ge­
schäfte schöpfen die Auslandchinesen 
und — die Engländer ab. Eine ähnliche 
„Prosperity" erlebt das den Briten ver­
bundene, mit den Thai eng befreundete 
Malaya. Thailand und die Malayische 
Konföderation lieben sich, weil sie in 
einem Boot sitzen, dessen Steuer die 
SEATO führt. *

ACHTUNG: Wegen der Ferien­
monate erscheint die nächste Nummer 
der „Freiheitsfackel" erst im September!

Zum

40. Todestage Walther Rathenaus

am Sonntag, dem 24. Juni 1962, 
legte eine Delegation des Freiheits­
bundes ein Blumengebinde an der 
Mordstelle in der Königsallee 
nieder.

Am 10. Juni 1962 verstarb plötzlich

Wilhelm Wiest
(Bezirk Tempelhof),

geb. 14. April 1889. Wir bedauern 
den Verlust eines vorbildlichen 
Kameraden, der bis in seine letzte 
Stunde sich für die Interessen unse­
rer Organisation einsetzte. Als 
alter R-B-Kamerad trat er am 
24. Oktober 1951 dem Freiheitsbund 
bei, war seit 1956 Bezirksleiter in 
Tempelhof und Mitglied des Lan­
desausschusses.
Wir werden unseren Wilhelm Wiest 
nie vergessen!
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